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träc htli chen Dunkelfeld vo n körpe rli cher und seeli scher 
Gewalt an Kindern auszugehen, da Lehrkräft e und Be­
treuungspersona l in Zeiten des Dista nzunterri chts nur 
eingeschrä nkte Mögli chkeiten ha tten, Auffälli gke iten bei 
Kindern und Jugendli chen zu entdecken . Bildungs- und 
Entwicklungschancen müssen a uch in der Pandemie al­
lerhöchste Prioritä t ha ben. Das ha t auch das Bundesve r­
fass ungsgeri cht in seinem jüngsten Urteil über die soge­
na nnte „Bundes-Notbremse" kl a r gemacht. Konkret be­
deutet es aus S icht des Landtags, di e Ve rnetzu ng 
zwischen Schule und Jugend hil fe zu gewä hrleis ten und 
weitere U nterstü tzu ngsressou rcen zu gewinnen , um Kin ­
der und Jugend li che in den un terschi edli chen Lernsitua­
tionen verlässli ch begle iten zu können , dam it ke in Ki nd 
aus dem Bli ck gerät. Vor di esem Hi ntergrund war es 
richtig , dass Bund und Lä nder Mittel für Aufholpro­
g ram me zur Verfügung gestellt haben. Die fl ächende­
ckende Rüc kkehr in den Präsenzu nterricht ist r icht ig 
und a lterna tivlos, denn k lar is t , dass selbst der beste 
Distanzunterricht den Sozia lra um Schul e ni cht ersetzen 
kann . Da aktuell fü r di e K inder bis 12 Jahre kein Im p f­
stoff zur Ver fügung steht, b leibt eine kontinuierli che Tes­
tung der Kind er, di e ni rgendwo so intensiv durchgeführt 
wird , wie in Nordr hein -Westfalen, ein un a bd ingba rer 
Baustein der Schutzstrategie. In diesem Zusa mmenha ng 
ist es ri chtig , wenn Quarantä nea nordn ungen d urch die 
zustä ndigen Behörden bei einem Infek t ionsfall ni cht den 
gesamten Klassenverba nd bzw. den Verba nd e iner Offe­
nen Ga nztagsgrundsc hule betreffen. Sogenannte Qua­
ra ntä neschl e ifen müssen vermieden werd en , denn dies 
kann zu unbillige n Härten fü hren. 

• Die Eigenvera ntwortung der Bürgerinn en und Bürger 
bei der Pand emiebekämp fung muss gestärkt, ge för­
dert und e ingebunden werden. 

Die Pa ndemie kann nur erl:olgre ich bekämpft werd en , 
sofern die Bürgerinn en und Bürger Wachsamkeit , Acht­
sa mkeit , Vorsicht und Rücksichtna hme üben, um Infekti­
onsri siken zu minimie ren . Di es kann nur gelingen, wenn 
zum einen die s taa tli chen Regelungen Akzepta nz find en , 
weil das die Grundvora ussetzung für die Beachtung der 
Bestimmungen in einem fre ihe itlichen Rechtsstaa t bil ­
det. Zum anderen scha fft d ie e igenvera ntwortliche Um­
sicht, Initiative, a ber a uch Kreati vitä t der Bevölkerung 
einen wesentlichen Ba ustein für eine günsti ge Beeinflus­
sung der Pandemie und zwar vor a llem in den Bereichen, 
die ni cht durch staa tliche Regeln betroffen sind . Dies gilt 
beispielsweise für den privaten Bereich , der vor s taa tli ­
chen Eingriffen in beso nderer Weise geschützt is t. Di e 
Pa ndem ie ka nn ni cht all ein durch Erlasse, Verordnungen 
oder Gesetze gestoppt werd en, sondern e rfordert das ak­
tive und überzeugte Mitw irken der Menschen . 

• Den Blick nach vorne r ichten : Entwicklung einer 
Exi t-S tra tegie 

Bei der Bekämpfung der Pandemie gehört selbstver­
stä ndli ch d ie Entwicklung einer Exit-Stra tegie unum­
gä ngli ch dazu. Diese muss sich a n dem Leitgedanken 
orientieren, dass di e Impfung der entscheidende Weg a us 
der Pandemie ist. In der Abwägung zw ischen Infektions­
schutz und Sicherung der Grundrechtsausübung muss 
da nn a uch Bedeutung bes itze n, dass der Staat nicht a ll e 
Bürgerinnen und Bürger vor jedem Lebensrisiko zu 
schützen vermag. Die Exit-Stra tegie muss da rl egen , an 
welchem Punkt und zu welchen Kriterien die Selbstve r­
a ntwortung gegenüber staa tli chem Handeln in den Vor­
dergrund rückt. 

Zu einer Exit-Stra tegie gehört aber gleichermaßen a uch 
eine Ana lyse, welche Schäden aufget reten sind und wel­
che Folgen di e Pa ndemie nach sich zieht. Denn nur durch 
diese saubere Au fa rbeitung wird es mögli ch , di e Schäden 
zu beheben und vor a llem langfrist ig di e r ichti gen Leh­
ren und Schlüsse aus den gemachten Erfahrungen zu 
ziehen . Zudem muss di eser Betrachtung das Wissen da­
rum inhä rent sein , dass es a uch für die Zukunft ni cht 
a usz uschli eßen ist , dass es zu weiteren Pandemien 
kommt. Es wäre a ber fatal , wenn ma n aus den Erfahrun­
gen der Corona-Pandemie nichts gelernt hätte . 
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Gesetz 
zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze 
Der La ndtag ha t das fo lgende Gesetz beschlossen , das 
hi ermit verkündet wird : 

Gesetz zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze 

Vom 17. D ezember 2021 

91 

Artikel 1 
Änderung des Straßen- und Wegegesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das S traßen- und Wegegesetz des Landes Nord r hein ­
Westfa len in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1995 (GV. NRW. S . 1028 , ber. 1996 S . 81, 
S. 141, S . 216 und S. 355 , ber. 2007 S. 327) , das zuletzt 
du rch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. März 201 9 (GV. 
NRW. S. 193) geä ndert worden ist , wird wie folgt geä n­
dert: 

1. Die Inha ltsüber sicht wird wie fo lgt geändert: 

a ) Nach der Anga be zu § 9a wird fo lgende Angabe 
eingefü gt : 

,,§ 9b Duldungspflichten im In teresse der Unter­
haltung" . 

b) Nach der Angabe zu § 38a wird folgende Anga be 
eingefügt: 

,, § 38b Projektmanager". 

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Alle Semikola werden d urch Kommata ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt. 

c) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

,, 5. Rastplätze für Kraftfahrzeuge im Stra ßengü­
terverkehr, auch wenn sie nicht mit einer 
Fa hrbahn im Zusa mmenhang stehen." 

3. In § 3 Absa tz 1 Nummer 1 wird das Wort „und" 
durch das Wort „einschließlich" ersetzt . 

4. In § 4 Absatz 1 Sa tz 4 werden nach dem Wort „Orts­
d urchfahrten" die Wörter ,, , Rastplä tze für Kra ft­
fa hrzeuge im Straßengüterverkehr im Sinne des § 2 
Absa tz 2 Nummer 5" eingefügt. 

5. In § 9a Absa tz 1 Sa tz 1 und Absa tz 4 wird jeweils 
das Wort „Bundesfernstraßen" durch das Wort „Bun­
desstraßen" ersetzt. 

6. Nach § 9a wird fo lgender § 9b eingefügt: 

,,§ 9b 

Duldungspflichten im Interesse der U nterhaltung 

(1) Soweit es zu r Unterhaltung einer öffentli chen 
Stra ße im Sinne des § 2 erforderlich is t , ha ben 
Dritte, insbesondere die Anli eger und di e Hinterlie­
ger, zu dulden , dass die Stra ßenba ubehörde oder von 
ihr Beauftragte die Grundstücke bet reten oder vorü­
bergehend benutzen. Die Arbeiten zur Unterha ltung 
müssen dem Dritten durch die Straßenbaubehörde 
angekündigt werden. 

(2) Entstehen durch Handlungen nach Absa tz 1 
Schäden , ha t der Geschädi gte Anspruch auf Scha­
densersatz. 

(3) Der Inhaber einer Sondernutzungserlaubni s ha t , 
ohne Anspruch auf Entschädigung, zu dulden , dass 
die Ausübung seines Rechts durch Arbeiten zur Un­
terhaltung vorübergehend behindert oder unterbro­
chen wird. Auf di e Interessen des Inhabers einer 
Sondernutzungser laubnis ist Rücksicht zu nehmen." 
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7. In § 17 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Bundesfern­
straßen" durch das Wort „Bundesstraßen" ersetzt. 

8. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in Satz 1 wird 
das Wort „Wird" durch die Wörter „Werden Fahr­
zeuge verbotswidrig abgestellt oder wird sonst" 
ersetzt. 

b) Die folgenden Absätze 2 bis 6 werden angefügt: 

,,(2) Die für die Erteilung der Sondernutzungser­
laubnis zuständige Behörde kann von der Straße 
entfernte Gegenstände bis zur Erstattung ihrer 
Aufwendungen zurückbehalten. 

(3) Ist der Eigentümer oder Halter der von der 
Straße entfernten Gegenstände innerhalb ange­
messener Frist nicht zu ermitteln oder kommt er 
seinen Zahlungspflichten innerhalb von zwei Mo­
naten nach Zahlungsaufforderung nicht nach 
oder holt er die Gegenstände innerhalb einer ihm 
schriftlich gestellten angemessenen Frist nicht ab, 
so sind die Gegenstände auf Antrag der für die 
Erteilung der Sondernutzungserlaubnis zustän­
digen Behörde von der örtlichen Ordnungsbe­
hörde zu verwerten. In der Aufforderung zur Zah­
lung oder Abholung ist auf clie Möglichkeit der 
Verwertung hinzuweisen. Im Ubrigen ist § 45 des 
Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 
2003 (GV. NRW. S. 441), das zuletzt durch Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S. 995) geändert worden ist, entsprechend 
anwendbar. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für Bundes­
straßen. 

(5) Zu Maßnahmen nach den Absätzen 1, 2 und 4 
ist auch die örtliche Ordnungsbehörde befugt. 

(6) Die Befugnisse nach anderen Rechtsvor­
schriften bleiben unberührt." 

9. In § 25 Absatz 3 wird die Angabe „Artikel l" durch 
die Angabe „A rtikel 3", die Angabe „20. Mai 2014" 
durch die Angabe „8 . Juli 2021" und die Angabe 
,,294" durch die Angabe „904" ersetzt. 

10. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

,,(2) Begrünte Teile der Trenn- , Seiten-, Rand­
und Sicherheitsstreifen, Böschungen und sonstige 
straßenbegleitende Grundstücksteile (Straßenbe­
gleitflächen) an Landesstraßen und Radschnell­
verbindungen des Landes sind mit dem Ziel zu 
bewirtschaften, die Luftreinhaltung, die Struk­
tur- und Artenvielfalt und den Biotopverbund zu 
fördern. Im Rahmen der Wirtschaftlichkeit und 
vorbehaltlich der Verkehrssicherheit sollen blü­
tenreiche Strukturen auf den Straßenbegleit­
flächen erhalten und entwickelt werden. Den 
Kreisen und Gemeinden wird empfohlen, bei 
Straßenbegleitflächen in ihrer Straßenbaulast 
entsprechend zu verfahren." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

11. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ortsumge­
hungen" die Wörter „und Radschnellverbin­
dungen des Landes" eingefügt. 

bb) Die Sätze 5 und 6 werden durch folgende 
Sätze ersetzt: 

,, Für die Linienabstimmung wird die Um­
weltverträglichkeit nach dem jeweiligen Pla­
nungsstand des Vorhabens geprüft. In die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit sind alle 
ernsthaft in Betracht kommenden Trassenva­
rianten einzubeziehen. Die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung muss den Anforderungen 
des Landesumweltverträglichkeitsprüfungs­
gesetzes vom 29. April 1992 (GV. NRW. 
S. 175), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-

setzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 
1469) geändert worden ist, entsprechen." 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden das Wort „ist" durch 
das Wort „soll" und die Wörter „zu vermerken" 
durch die Wörter „vermerkt werden" ersetzt. 

12. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Eine Änderung liegt vor, wenn die Straße 
um einen oder mehrere durchgehende Fahr­
streifen für den Kraftfahrzeugverkehr bau­
lich erweitert wird oder in sonstiger Weise 
erheblich baulich umgestaltet wird." 

bb) Folgender Satz 7 wird angefügt: 

,, Ferner gelten die Regelungen des Planungs­
sicherstellungsgesetzes vom 20 . Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), in der jeweils geltenden 
Fassung." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Ist das Planfeststellungsverfahren eingelei­
tet , kann die Planfeststellungsbehörde nach An­
hörung der betroffenen Gemeinde eine vorläufige 
Anordnung erlassen, in der vorbereitende Maß­
nahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau oder zur 
Änderung festgesetzt werden, 

1. soweit es sich um reversible Maßnahmen 
handelt, 

2. wenn an dem vorzeitigen Beginn ein öffentli­
ches Interesse besteht, 

3. wenn mit einer Entscheidung zugunsten des 
Trägers des Vorhabens gerechnet werden 
kann und 

4. wenn die nach § 74 Absatz 2 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen zu berücksichtigenden Inte­
ressen gewahrt werden. 

In der vorläufigen Anordnung sind die Auflagen 
zur Sicherung dieser Interessen und der Umfang 
der vorläufig zulässigen Maßnahmen festzulegen. 
Sie ist den anliegenden Gemeinden sowie den Be­
teiligten zuzustellen oder ortsüblich bekannt zu 
machen. Sie ersetzt nicht die Planfeststellung. 
§ 37a bleibt unberührt. Soweit di e vorbereiten­
den Maßnahmen oder Teilmaßnahmen zum Bau 
oder zur Änderung durch die Planfeststellung für 
unzulässig erklärt sind, ordnet die Planfeststel-
1 ungsbehörde gegenüber dem Träger des Vorha­
bens an, den früheren Zustand wiederherzustel­
len. Dies gilt auch, wenn der Antrag auf Planfest­
stellung zurückgenommen wurde. Der Betroffene 
ist durch den Träger der Straßenbaulast zu ent­
schädigen, soweit die Wiederherstellung des frü­
heren Zustands nicht möglich oder mit unver­
hältnismäßig hohem Aufwand verbunden oder 
ein Schaden eingetreten ist, der durch die Wie­
derherstellung des früheren Zustandes nicht aus­
geglichen wird. Rechtsbehelfe gegen die vorläu­
fige Anordnung haben keine a ufsc hiebende Wir­
kung. Ein Vorverfahren findet nicht sta tt." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden die Ab­
sätze 4 bis 7. 

d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie 
folgt gefasst : 

,,(8 ) Von einer förmlichen Erörterung im Sinne 
von § 73 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen und 
von § 18 des Gesetzes über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung kann abgesehen werden. Soll 
e in ausgelegter Plan geändert werden, so kann im 
Regelfall von der Erörterung im Sinne des § 73 
Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen und des § 18 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü­
fung abgesehen werden. Vor dem Abschluss des 
Planfeststellungsverfahrens ist denjenigen , die 
rechtzeitig Einwendungen erhoben habe n, Gele-



1472 Gesetz- und Verordnungsblatt Iür d as Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 88 vom 28. Dezember 2021 

genheit zur Äußerung innerhalb eines Monats zu 
geben." 

e) Nach Absatz 8 werden die folgenden Absätze 9 
und 10 eingefügt: 

,, (9) Wird der Plan nicht nach § 27a Absatz l des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen oder§ 20 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung zugänglich 
gemacht, ist dieser vom Träger des Vorhabens zur 
Bürgerinformation über das Internet zugänglich 
zu machen . § 23 des Gesetzes über die Umwelt­
verträglichkeitsprüfung gilt entsprechend. Maß­
geblich ist der Inhalt des im Rahmen des Geneh­
migungsverfahrens zur Einsicht a usgelegten 
Pl a ns. Hierauf ist bei der Zugänglichmachung 
hinzuweisen. 

(10) Für die Planergänzung und das ergä nzende 
Verfahren im Sinne des§ 75 Absatz l a Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen und für die Planänderung 
vor Fertigstellung des Vorhabens gilt § 76 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen mit der Maßgabe, dass im Fall 
des § 76 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensge­
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen von ei­
ner Erörterung im Sinne des § 73 Absatz 6 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfa len und des § 18 des Gesetzes 
über die Umweltvertr~glichkeitsprüfung abgese­
hen werden kann. Im Ubrigen gelten für das neue 
Verfahren die Vorschriften dieses Gesetzes." 

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 11 und wie 
folgt geändert: 

aa) Dem Satz 1 wird folgender Satz vorange­
stellt: 

,,Abweichend von § 75 Absatz 4 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rh ein-Westfalen tritt der festgestellte oder 
genehmigte Plan außer Kraft, wenn mit der 
Durchführung des Plans nicht innerhalb von 
zehn Ja hren nach Eintritt der Unanfechtbar­
keit begonnen wird." 

bb) In dem neuen Satz 2 werden die Wörter ,,, be­
vor er nach § 75 Absatz 4 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen außer Kraft tritt" gestrichen. 

g) Folgender Absatz 12 wird angefügt: 

,, (12) Wird eine Planergänzung oder ein ergän­
zendes Verfahren nach § 75 Absatz la Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen erforderlich und unverzüg­
li ch betrieben, bleibt die Durchführung des Vor­
habens insoweit zulässig, als es von der Plancr­
gä nzu ng oder dem Ergebnis des ergänzenden Ver­
fa hrens offensichtlich unberührt bleiben w ird." 

13. Nach § 38a wird folgender§ 38b eingefügt: 

,, § 38b 

Projektmanager 

Die Anhörungsbehörde kann einen Dritten mit der 
Vorbereitung und Durchführung von Verfahrens­
schritten, insbesondere 

1. der Erstellung von Verfahrensleitplänen unter 
Bestimmung von Verfahrensabschnitten und Zwi­
schenterminen, 

2. der Fristenkontrolle , 

3. der Koordinierung von erforderlichen Sachver­
ständigengutachten, 

4. dem Entwurf eines Anhörungsberichts , 

5. der ersten Auswertung der eingereichten Stel­
lungnahmen , 

6. der organisatorischen Vorbereitung eines Erörte­
rungstermins und 

7. der Leitung eines Erörterungstermins, 

a uf Vorschlag oder mit Zustimmung des Vorhaben­
trägers beauftragen. § 73 Absatz 9 des Verwaltungs­
verfa hrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa­
len bleibt unberührt. Die Entscheidung über den 
Planfeststellungsantrag verbleibt bei der zuständi­
gen Behörde." 

14. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Bau­
arbei ten" die Wörter „oder der Beginn ei nes Ver­
gabeverfahrens für Bauarbeiten" eingefügt. 

b) Die fo lgend en Absätze 6 und 7 werden angefügt: 

,, (6) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige Be­
s itzeinweisung hat keine aufschiebende Wirkung. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsp rechend für 
Grundstücke, die für die in § 38 Absatz 7 genann­
ten Anlagen oder für Unterhaltungsmaßnahmen 
benötigt werden . Bei Unterhaltungsmaßnahmen 
bedarf es nicht der vorherigen Planfes tstellung 
oder Plangenehmi gung." 

15. § 42 Absatz 1 wird wie folgt geändert : 
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a) In Satz 1 werden die Wörter „im Rahmen eines 
festgestellten Plans oder einer erteilten Plange­
nehmigung" gestrichen und der Punkt wird 
durch die Wörter ,,, soweit sie zur Unterhaltung 
oder Ausführung eines nach § 38 Absatz 1 festge­
stellten oder genehmigten Bauvorhabens notwen­
dig ist." ersetzt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Einer weiteren Feststellung der Zulässigkeit der 
Enteignung bedarf es nicht." 

Artikel 2 
Änderung des Landesabfallgesetzes 

In § 5 Absatz 9 des Landesabfallgesetzes vom 21. Juni 
1988 (GV. NRW. S. 250), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 442) geä ndert 
worden ist, werden vor dem Wort „Entsorgung" die Wör­
ter „Einsammlung und" eingefügt, das Wort „Bu ndes­
fern- " durch das Wort „Bu ndes-" ersetzt und nach dem 
Wort „Straßen bau," die Wörter „für die Autobahnen die 
Gesellschaft privaten Rechts nach § 1 des Infrastruktur­
gesellschaftserrichtungsgesetzes vorn 14 . August 2017 
(BGB!. I S. 3122, 3141), das durch Artikel 6 des Gesetzes 
vorn 29. Juni 2020 (BGB!. I S. 1528) geändert worden 
ist," eingefügt . 

77 

Artikel 3 
Änderung des Landeswassergesetzes 

In § 49 Absatz 3 Satz 2 des Landeswassergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25 . Juni 1995 (GV. 
NRW. S. 926) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718) geä ndert 
worden is t , werden nach dem Wort „Bund" die Wörter 
„für die Bundesstraßen" eingefügt und die Angabe 
,,§ 57" durch die Angabe,,§ 56" ersetzt. 

2129 

Artikel 4 
Änderung des Landesumweltverträglichkeitsprüfungs-

gesetzes 

Das Landesumweltverträglichkeitsprü[ungsgesetz vom 
29. April 1992 (GV. NRW. S. 175) , das zuletzt durch Arti­
kel 4 des Gesetzes vorn 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. 
S. 718) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Nummern 3 bis 5 der Anlage 1 werden wie folgt 
gefasst: 

Bau, Ausbau oder Verlegung einer l l 
vier- oder mehrstreifigen Straße 
nach Landesrecht, 
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3.1 die eine durchgehende Länge von X 
mindestens 10 km aufweist 

3.2 soweit der neu gebaute, ausgebaute X 
oder verlegte Straßenabschnitt eine 
durchgehende Länge von mindes-
tens 5 km aufweist und ein Projekt 
im Sinne von § 34 Absatz 1 Satz 1 
des Bundesnatur-schutzgesetzes ist 
oder auf einer Länge von mehr als 
5 Prozent gesetzlich geschützte 
Biotope, Nationalparks oder Na-
turschutzgebiete durchschneidet 

4 Bau eines Rad- und Gehweges (ein-
schließlich Radschnellverbindung 
im Sinne von§ 3 Absatz 2 Sa tz 2 
Straßen- und Wegegesetz NRW), 

4.1 der eine d urchgehende Länge von A 
mindestens 6 km aufweist 

4.2 der eine durchgehende Länge von s 
weniger als 6 km aufweist und ein 
Projekt im Sinne von§ 34 Absatz 1 
Satz 1 des Bundesnaturschutz-ge-
setzes ist oder auf einer Länge von 
mehr als 5 Prozent gesetzlich ge-
schützte Biotope, Nationalparks 
oder Naturschutzgebiete durch-
schneidet 

5 Bau oder Ausbau einer sonstigen 
Straße nach Landesrecht, sofern 
nicht von Nummer 4 erfasst und 
sofern eine erhebliche bauliche 
Umgestaltung erfolgt , mit einer 
durchgehenden Länge von 

2J,_ J11indestens 10 km X 
5.2 2 km bis weniger als 10 km A 

5.3 1 km bis weniger als 2 km, sofern S" 
die Straße außerhalb der geschlos-
senen Ortslage im Sinne von § 5 
Absatz 1 Satz 2 und 3 Straßen- und 
Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen liegt 

2. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden die Wörter ,,§ 9 und 
§ 14" durch die Wörter „den§§ 8 bis 14" ersetzt. 

b) In Nummer 3.5 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummern 3.6 und 3.7 werden angefügt: 

„3.6 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit 
den Auswirkungen anderer bestehender oder zuge­
lassener Vorhaben, 

3.7 der Möglichkei t , die Auswirkungen wirksam zu 
vermindern." 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 17. Dezember 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik Wüst 

Der Minister der Finanzen 

Lutz Lien e n k ä m p er 

231 

Der Minister des Innern 

Zugleich für die Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation , 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Für die Ministerin für Verkehr 

Der Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef L a u m a n n 

Der Minister der Justiz 

Zugleich für die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung 

Peter B i e s e n b a c h 

- GV. NRW. 2021 S. 1470 

Achte Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zur Durchführung des Baugesetzbuches 

Vom 14. Dezember 2021 

Auf Grund des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 19. Februar 1987 (BGB!. I S. 602) und des § 5 
Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes vom 
10 . Juli 1962 (GV. NRW. S. 421) , der zuletzt durch Arti ­
kel 10 Nummer 3 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. 
NRW. S. 462) geändert worden ist, insoweit nach Anhö­
rung des fachlich zuständigen Ausschusses des Landtags, 
auch in Verbindung mit § 36 Absatz 2 Satz 3 des Bauge­
setzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGB!. I S. 3634) verordnet die Lan­
desregierung: 

Artikel 1 

§ 2 der Verordnung zur Durchführung des Baugesetzbu­
ches vom 7. Juli 1987 (GV. NRW. S. 220), die zuletzt durch 
Verordnung vom 28. August 2018 (GV. NRW. S. 468) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geändert : 

1. In Absatz 2 wird die Angabe ,,(§ 60 Abs. 1 Nr. 3 BauO 
NW)" durch die Wörter „nach § 57 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 der Landesbauordnung 2018 vom 21. Juli 
2018 (GV. NRW. S . 421) in der jeweils geltenden Fas­
sung" ersetzt. 

2. Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, 14. Dezember 2021 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales , Bau und 
Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 202 1 S. 1473 
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